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ENTWURF EINER ENTSCHLIESSUNG DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS 

zu dem Vorschlag für einen Beschluss des Europäischen Parlaments und des Rates über 

die Inanspruchnahme des Flexibilitätsinstruments zur Finanzierung 

haushaltspolitischer Sofortmaßnahmen zur Bewältigung der anhaltenden 

Herausforderungen der Migration, des Flüchtlingszustroms und der 

Sicherheitsbedrohungen 

(COM(2018)0901 – C8-0492/2018 – 2018/2274(BUD)) 

Das Europäische Parlament, 

– unter Hinweis auf den Vorschlag der Kommission an das Europäische Parlament und 

den Rat (COM(2018)0901 – C8-0492/2018), 

– gestützt auf die Verordnung (EU, Euratom) Nr. 1311/2013 des Rates vom 2. Dezember 

2013 zur Festlegung des mehrjährigen Finanzrahmens für die Jahre 2014–20201, 

insbesondere auf Artikel 11, 

– gestützt auf die Interinstitutionelle Vereinbarung vom 2. Dezember 2013 zwischen dem 

Europäischen Parlament, dem Rat und der Kommission über die Haushaltsdisziplin, die 

Zusammenarbeit im Haushaltsbereich und die wirtschaftliche Haushaltsführung2, 

insbesondere auf Nummer 12, 

– unter Hinweis auf den neuen Entwurf des Gesamthaushaltsplans der Europäischen 

Union für das Haushaltsjahr 2019, den die Kommission am 30. November 2018 gemäß 

Artikel 314 Absatz 8 AEUV angenommen hat (COM(2018)0900), 

– unter Hinweis auf die Schlussfolgerungen des Haushaltstrilogs vom 4. Dezember 2018, 

– unter Hinweis auf den Standpunkt zum neuen Entwurf des Gesamthaushaltsplans der 

Europäischen Union für das Haushaltsjahr 2019, der vom Rat am 11. Dezember 2018 

festgelegt und dem Europäischen Parlament am selben Tag zugeleitet wurde 

(15206/2018 – C8-0492/2018), 

– unter Hinweis auf den Bericht des Haushaltsausschusses (A8-0455/2018), 

A. in der Erwägung, dass das Flexibilitätsinstrument dazu dient, in einem gegebenen 

Haushaltsjahr genau bestimmte Ausgaben zu finanzieren, die innerhalb der verfügbaren 

Grenzen einer oder mehrerer Rubriken nicht getätigt werden können; 

B. in der Erwägung, dass die Kommission vorgeschlagen hat, das Flexibilitätsinstrument in 

Anspruch zu nehmen, um die im Gesamthaushaltsplan der Union für das Haushaltsjahr 

2019 vorgesehene Mittelausstattung über die Obergrenze der Rubrik 3 hinaus um 

985 629 138 EUR aufzustocken, damit Maßnahmen in den Bereichen Migration, 

Flüchtlinge und Sicherheit finanziert werden können; 

C. in der Erwägung, dass sich Vertreter des Parlaments und des Rates beim Haushaltstrilog 

                                                 
1 ABl. L 347 vom 20.12.2013, S. 884. 
2 ABl. C 373 vom 20.12.2013, S. 1. 
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am 4. Dezember 2018 darauf verständigt haben, infolge der Aufstockungen für die 

Programme Horizont 2020 und Erasmus+ in Teilrubrik 1a im Rahmen des 

Flexibilitätsinstruments weitere Mittel in Höhe von 178 715 475 EUR in Anspruch zu 

nehmen; 

1. erteilt seine Zustimmung zu der Inanspruchnahme des Flexibilitätsinstruments in Höhe 

von 1 164 344 613 EUR an Mitteln für Verpflichtungen; 

2. bekräftigt, dass die in Artikel 11 der MFR-Verordnung vorgesehene Inanspruchnahme 

dieses Instruments einmal mehr verdeutlicht, dass für den Haushaltsplan der Union 

dringend mehr Flexibilität erforderlich ist; 

3. bekräftigt seine seit geraumer Zeit vertretene Ansicht, dass Mittel für Zahlungen aus 

Verpflichtungen, die zuvor über das Flexibilitätsinstrument bereitgestellt wurden, nur 

über die Obergrenzen des MFR hinaus verbucht werden dürfen; 

4. billigt den dieser Entschließung beigefügten Beschluss; 

5. beauftragt seinen Präsidenten, diesen Beschluss mit dem Präsidenten des Rates zu 

unterzeichnen und seine Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union zu 

veranlassen; 

6. beauftragt seinen Präsidenten, diese Entschließung mit ihrer Anlage dem Rat und der 

Kommission zu übermitteln. 
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ANLAGE: BESCHLUSS DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS UND DES RATES 

über die Inanspruchnahme des Flexibilitätsinstruments zur Finanzierung 

haushaltspolitischer Sofortmaßnahmen zur Bewältigung der anhaltenden 

Herausforderungen der Migration, des Flüchtlingszustroms und der 

Sicherheitsbedrohungen  

DAS EUROPÄISCHE PARLAMENT UND DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, 

gestützt auf die Interinstitutionelle Vereinbarung vom 2. Dezember 2013 zwischen dem 

Europäischen Parlament, dem Rat und der Kommission über die Haushaltsdisziplin, die 

Zusammenarbeit im Haushaltsbereich und die wirtschaftliche Haushaltsführung1, 

insbesondere auf Nummer 12, 

auf Vorschlag der Europäischen Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe:  

(1) Das Flexibilitätsinstrument dient dazu, genau bestimmte Ausgaben zu finanzieren, 

die innerhalb der verfügbaren Grenzen einer oder mehrerer Rubriken nicht getätigt 

werden können. 

(2) Die Obergrenze für den jährlich für das Flexibilitätsinstrument zur Verfügung 

stehenden Betrag beträgt gemäß Artikel 11 der Verordnung (EU, Euratom) 

Nr. 1311/2013 des Rates2 600 000 000 EUR (zu Preisen von 2011) und wird 

gegebenenfalls durch gemäß Absatz 1 Unterabsatz 2 des genannten Artikels zur 

Verfügung gestellte verfallene Beträge erhöht.  

(3) Um die wichtigsten Programme für die Wettbewerbsfähigkeit der EU auszubauen 

und die anhaltenden Herausforderungen der Migration, des Flüchtlingszustroms und 

der Sicherheitsbedrohung zu bewältigen, müssen zur dringenden Finanzierung dieser 

Programme und Maßnahmen zusätzliche Beträge in beträchtlicher Höhe zur 

Verfügung gestellt werden. 

(4) Nach Prüfung aller Möglichkeiten einer Mittelumschichtung innerhalb der 

Ausgabenobergrenze der Rubrik 1a (Wettbewerbsfähigkeit für Wachstum und 

Beschäftigung) und der Rubrik 3 (Sicherheit und Unionsbürgerschaft) ist es 

notwendig, das Flexibilitätsinstrument zur Aufstockung der verfügbaren Finanzmittel 

des Gesamthaushaltsplans der Union für das Haushaltsjahr 2019 über die Obergrenze 

der Rubrik 1a hinaus mit 178 715 475 EUR für den Ausbau der wichtigsten 

Programme für die Wettbewerbsfähigkeit der EU sowie über die Obergrenze der 

                                                 
1 ABl. C 373 vom 20.12.2013, S. 1. 
2 Verordnung (EU, Euratom) Nr. 1311/2013 des Rates vom 2. Dezember 2013 zur Festlegung des 

mehrjährigen Finanzrahmens für die Jahre 2014–2020 (ABl. L 347 vom 20.12.2013, S. 884). 
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Rubrik 3 hinaus mit 985 629 138 EUR für die Finanzierung von Maßnahmen in den 

Bereichen Migration, Flüchtlinge und Sicherheit in Anspruch zu nehmen. 

(5) Auf der Grundlage des erwarteten Zahlungsprofils werden die der Inanspruchnahme 

des Flexibilitätsinstruments entsprechenden Mittel für Zahlungen über mehrere Jahre 

verteilt zur Verfügung gestellt. 

(6) Um die rasche Inanspruchnahme der Mittel zu ermöglichen, sollte dieser Beschluss 

ab dem Beginn des Haushaltsjahres 2019 gelten — 

HABEN FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN: 

Artikel 1 

(1) Im Rahmen des Gesamthaushaltsplans der Union für das Haushaltsjahr 2019 wird 

das Flexibilitätsinstrument in Anspruch genommen, um in Rubrik 1a 

(Wettbewerbsfähigkeit für Wachstum und Beschäftigung) Mittel für Verpflichtungen 

in Höhe von 178 715 475 EUR und in Rubrik 3 (Sicherheit und Unionsbürgerschaft) 

Mittel für Verpflichtungen im Umfang von 985 629 138 EUR einzustellen. 

Die im ersten Unterabsatz genannten Beträge werden für den Ausbau der wichtigsten 

Programme für die Wettbewerbsfähigkeit der EU und zur Finanzierung von 

Maßnahmen zur Bewältigung der anhaltenden Herausforderungen der Migration, des 

Flüchtlingszustroms und der Sicherheitsbedrohung verwendet. 

(2) Auf der Grundlage des erwarteten Zahlungsprofils werden die dieser 

Inanspruchnahme des Flexibilitätsinstruments entsprechenden Mittel für Zahlungen 

wie folgt geschätzt: 

  (a) 2019: 548 740 834 EUR; 

  (b) 2020: 257 223 207 EUR; 

  (c) 2021: 135 194 558 EUR; 

  (d) 2022: 140 942 662 EUR; 

  (e) 2023: 82 243 352 EUR. 

Die einzelnen Beträge der Mittel für Zahlungen für jedes Haushaltsjahr werden im 

Rahmen des jährlichen Haushaltsverfahrens genehmigt. 

Artikel 2 

Dieser Beschluss tritt am Tag seiner Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union 

in Kraft. 

Er gilt ab dem 1. Januar 2019. 
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Geschehen zu Brüssel am […] 

Im Namen des Europäischen Parlaments Im Namen des Rates 

Der Präsident Der Präsident 



 

PE631.897v02-00 8/9 RR\1171857DE.docx 

DE 

ANGABEN ZUR ANNAHME IM FEDERFÜHRENDEN AUSSCHUSS 

Datum der Annahme 10.12.2018    

Ergebnis der Schlussabstimmung +: 

–: 

0: 

20 

2 

2 

Zum Zeitpunkt der Schlussabstimmung 

anwesende Mitglieder 

Jean Arthuis, Richard Ashworth, Lefteris Christoforou, Manuel dos 

Santos, José Manuel Fernandes, Eider Gardiazabal Rubial, Jens Geier, 

Ingeborg Gräßle, John Howarth, Siegfried Mureşan, Liadh Ní Riada, 

Jan Olbrycht, Paul Rübig, Petri Sarvamaa, Jordi Solé, Patricija Šulin, 

Indrek Tarand, Monika Vana, Daniele Viotti, Marco Zanni 

Zum Zeitpunkt der Schlussabstimmung 

anwesende Stellvertreter 

Xabier Benito Ziluaga, Karine Gloanec Maurin, Marco Valli 

Zum Zeitpunkt der Schlussabstimmung 

anwesende Stellv. (Art. 200 Abs. 2) 

Claudia Schmidt 

 



 

RR\1171857DE.docx 9/9 PE631.897v02-00 

 DE 

NAMENTLICHE SCHLUSSABSTIMMUNG IM FEDERFÜHRENDEN AUSSCHUSS 

20 + 

ALDE Jean Arthuis 

PPE Richard Ashworth, Lefteris Christoforou, José Manuel Fernandes, Ingeborg Gräßle, 

Siegfried Mureşan, Jan Olbrycht, Paul Rübig, Petri Sarvamaa, Claudia Schmidt, 

Patricija Šulin 

S&D Eider Gardiazabal Rubial, Jens Geier, Karine Gloanec Maurin, John Howarth, Daniele 

Viotti, Manuel dos Santos 

VERTS/ALE Jordi Solé, Indrek Tarand, Monika Vana 

 

2 - 

GUE/NGL Xabier Benito Ziluaga, Liadh Ní Riada 

 

2 0 

EFDD Marco Valli 

ENF Marco Zanni 

 

Erklärung der benutzten Zeichen: 

+ : dafür 

- : dagegen 

0 : Enthaltung 

 

 


